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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

des Ausschusses für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
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Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Gesetzes 
über das Versorgungswerk der Rechtsanwälte

Berichterstatter: Frau Abgeordnete Meißner

Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags in seiner 120. Sitzung vom 2. November 
2023 wurde der Gesetzentwurf an den Ausschuss für Migration, Justiz 
und Verbraucherschutz überwiesen.

Der Ausschuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz hat den Ge-
setzentwurf in seiner 55. Sitzung am 1. Dezember 2023 und in seiner 
59. Sitzung am 31. Mai 2024 beraten sowie ein schriftliches Anhörungs-
verfahren durchgeführt. 

Beschlussempfehlung:

Der Gesetzentwurf wird mit folgenden Änderungen angenommen:

Artikel 1 Nr. 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Verlangt eine öffentliche Stelle aufgrund gesetzlicher Befugnis 
von dem Versorgungswerk Auskunft über
1. die derzeitige Anschrift,
2. den derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort oder
3. den Namen und die Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift 

des derzeitigen Arbeitgebers eines Mitglieds des Versorgungs-
werks,

übermittelt das Versorgungswerk diese Daten an diese öffentli-
che Stelle. Das Versorgungswerk verweigert die Auskunft, wenn es 
Grund zu der Annahme hat, dass schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person das Auskunftsinteresse überwiegen. Die öffentli-
che Stelle hat in ihrem Auskunftsersuchen nachzuweisen, dass die 
Voraussetzungen für die Erhebung der verlangten Daten vorliegen. 
Das Versorgungswerk hat die Versagung mit einer Begründung ver-
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sehen der auskunftsersuchenden Stelle schriftlich mitzuteilen. Das 
Versorgungswerk ist zur Übermittlung auch dann nicht verpflichtet, 
wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise be-
schaffen kann. Die jeweilige Datenübermittlung ist sowohl hinsicht-
lich der Informationen zur Übermittlung selbst als auch hinsichtlich 
ihres konkreten Inhalts entsprechend der Vorgaben des Artikels 5 
Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, 
S. 35) zu dokumentieren."

b) Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 eingefügt:

"(2) Das Versorgungswerk erhält zur Abgeltung der ihm entstande-
nen Kosten für jede auf der Grundlage des Absatzes 1 erteilte Aus-
kunft eine Gebühr von zwölf Euro. Die Gebühr ist von der öffentli-
chen Stelle zu entrichten, die das Auskunftsersuchen gestellt hat."

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

Marx 
stellvertretende Vorsitzende
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